
2. Schiedsspruch der vom Völkerbundsrat auf Grund von Art. 320 des

Vertrages von St.-Germain&apos;ein-esetzten Schiedsrichter in Sachen der

Konzession der Eisenbahn Zeltweg-Wolfsberg und Unterdrauberg-
Woellan-A.-G., vom 7. Oktober 1933 1).

Die Eisenbahn Zeltweg-Wolfsberg und Unterdrauberg-Woellan
A.-G. mit Sitz in Wien richtete am 15- Juli 1931 eine Petition an den

Völkerbund, der folgender Sachverhalt zugrunde lag:

19) § 2 a des Annexe zu Partie IX Section V des Vertrages von Neuilly.
Soc. d. Nat., doc-. C- 58,7, 1933, VIII- (C. C. T. 545)-
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Die Gesellschaft hatte in den Jahren 1897/98 die zwei darriajs in
österreichischern Gebiet gelegenen - Eisenbahnlinien Zeltweg-Wolfsberg-
und,Unterdrauberg-Woellan gebaut, welche die staatliche Eisenbahn-
linie Unterdrauberg-Wolfsberg nach Norden und Süden verlängerten.
Am 22. Juni 1897 erhielt sie,eine gojährige staatliche Konzession für
beide Strecken und übertrug deren Betrieb durch Vertrag vom 4. De-
zember igoo auf die Eisenbahnverwaltung des österreichischen Staates.
Durch die Gebietsveränderungen infolge des Vertrages von Saint-Ger-
main ]kam die Linie Zeltweg-Wolfsberg auf jugoslawisches Gebiet zu

liegen, während die Linie Unterdrauberg-Woellan bei Österreich verblieb.
Anlaß zu der Petition war der Umstand, daß der jugoslawische Staat,

der die Bahn Zeltweg-Wolfsberg in eigenen Betrieb genommen hatte,
mit der Gesellschaft zu keiner Regelung gelangte und sich namentlich

weigerte, die Beträge zu zahlen, welche aus der staatlichen Zinsgarantie
für die seinerzeit von der Gesellschaft aufgenommenen, hypOthekarisch
gesicherten Anleihen geschuldet wurden. Die Gesellschaft wandte sich
daher an den Völkerbund mit dem Antrage auf Bestellung von, Schieds-
richtern zurEntscheidung derzwischen ihrund dem jugoslawischen Staate,
bestehenden Meinungsverscheidenheit, wobei sie sich auf Art. 32,o des

Vetrages von Saint-Germain berief, der in seinen beiden ersten Absätzen
lautet:

En vue dassurer la rAgularit6 de l&apos;exploitation des r6seaux ferrAs
de l&apos;ancienne Monarchie austro-hongroise, conc6d ä des compagnies
priv6es&quot; et qui, en ex des stipulations.du prAsent Trait6, seraient
situ6s sur le territoire de plusieurs Etats, la rdorganisation administrative
et technique desdits r6seaux sere r6g16e, pour chaque Hseau, par un

-
accord pass6 entre la compagnie concessionnaire et les Etats territoria
lement int6ress6s.

Les diff6rends sur lesquels ne pourrait pas se faire l&apos;accord y compris
toutes questions relatives ä l&apos;interpr des contrats concernant
le rachat des lignes, seront soumis ä des arbitres d6sign6s par le Conseit
de la Societ6 des Nations.
Die österreichische Bundesregierung schloß sich der Petition an,

während die jugoslawische Regierung mit Schreiben vom io. Dez
ber 1931 2) einwandte, daß der Art- 32o keine Anwendung finden könne,
weil die beiden der Gesellschaft gehörigen Eisenbahrtlinien nicht durch
die neue Grenze zerschnitten würden und untereinander nicht zIusammen-
hingen.

Per Völkerbundsrat übertrug die Behandlung der Angelegenheit
zunächst der beratenden Fachkommission für Verkehrs- und Transit-

fragen 3).
Dieselbe hielt sich nicht für zuständig, um die. Frage der Anwend-

J. 0. 1932 P. 439-

3) J. 0. 1932 P- 439; vgl. auch die Mitteilungen von Paul-Boncour in der Rats-

sitzung vom 25. 1. 1932, J- 0- 1933 P. 439 unten.
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barkeit des Art. 32o zu erörtern 4), ließ aber durch drei Sachverständige
praktische Vorschläge ausarbeiten. Der Rat vertagte daraufhin die

Behandlung der Angelegenheit um weitere sechs Monate 5). Da die

erwartete Einigung der Parteien ausblieb, entschloß er sich durch Re-

solution vom 26. Mai 1933 6) zur Bestellung der in Abs. 2 des.Art- 320

vorgesehenen Schiedsrichter und stellte für das Schiedsverfahren

folgende Richtlinien auf:

Les arbitres statueront sur la question pr6judicielle de l&apos;appii-
cabiliti6 de l&apos;article 3--o du Trait de Saint-Ge s&apos;ils se

prononcent pour cette applicabilit et si, dans un di61ai fix6 par eux,

a.courirde la notification de cette sentence aux parties, celles-ci ne leur

ont pas communiqu6. qu&apos;un accord ä l&apos;amiable est intervenu entre

elles, les arbitres statueront sur tous di*ff6rends qui feraient encore

0bstaele iä l&apos;acc6rd entre la Societ6 demänderesse et les Etats territoria-
,lement&apos;int

Die drei vom Rat ernannten Schiedsrichter M. G. Guerrero (Sal-
vador), A. Politis (Griechenland) und Ren6 Mayer (Frankreich) be-

jahten in ihrem Spruch vom 7. Oktober 1933 die Anwendbarkeit des

Art
&apos; 32o auf den, vorliegenden Fall und behielten sich die

-

weitere

Entscheidung gemäß dem oben angeführten Auftrag des Rates vor.

Die Begründung des Schiedsspruches geht davon aus, daß der Art.

320 iM Interesse der Bevölkerung der von den Eisenbahnen durch-

schnittenen Gebiete, aber auch im Interesse der privaten Konzessionäre
geschaffen worden sei. Deren Rechte hätten angesichts der eigentüm-
lichen Lage, die sich für die ihnen gehörigen Eisenbahnnetze durch die

Unterstellung unter die Hoheitsgewalt mehrerer Staaten ergeben habe,
eines besonderen Schutzes bedurft.,

Für die Anwendbarkeit des Art. 320 sei nicht Voraussetzung, daß

e einer Gesellschaft gehörende bestimmte Eisenbahnlinie durch die

auf Grund des Vriedenvertrages neu gezogenen Grenzen in zwei Teile

zerschnitten werde; es sei vielmehr erforderlich und genügend, daß das

riseau lerri concidi a une compagnie privie infolge der Bestimmungen
des Friedenvertrages im Gebiete mehrerer Staaten gelegen sei. Im vor-

liegenden Falle müsse somit lediglich geprüft werden, ob- die Linien

Zeltweg-Wolfsberg und Unterdrauberg-Woellan vor dem Kriege &apos;ein

rgseau im Sinne des Art. 320 gebildet hätten. Die Schiedsrichter weisen

darauf hin, daß die Gesellschaft durch denselben Rechtsakt die Kon-

zession für die zwei Eisenbahnlinien erhalten habe, die beide als Ver-

g einer bereits bestehenden Linie gebaut und fast gleichzeitglängerun
dem Verkehr übergeben worden seien. Beide Strecken seien ferner

4) Vgl. die Resolution der Kommission Journ. Off. 1932 P. 1494 s.

5) Res. v. 27- SePt. 1932 0. 1932 P- 1737s.

6) J- 0. 1933 P. 8228s-

7) Soci des Nations, document C. 587- 1933 VIII (C. C. T. 545).
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durch die österreichische Staatseisenbahn auf -Grund eines einheit-
lichen Vertrages in Betrieb genommen worden, auch hätten die jähr-
lichen Betriebsrechnungen, welche die Staatseisenbahn der Gesell-
schaft erteilt habe, weder die Einnahmen noch die Ausgaben für die

,einzelnen Linien unterschieden; ferner seien das Anlagekonto und die

Jahresrechnungen, nach denen sich die Staatsgarantie bestimmt habe,
stets einheitlich aufgestellt worden. Schließlich seien auch Verzinsung
und Amortisation der beiden Anleihen, welche die Gesellschaft für den
Bau der Eisenbahnen aufgenommen habe, durch das Vermögen und die
Einnahmen beider Linien gesichert worden, und auch die dafür beste-
hende Staatsgarantie sei einheitlich gewesen. Aus allen diesen Umstän-

den &gt;und namentlich der finanziellen Unteilbarkeit der beiden Linien

sei.zu folgern, daß diese ein riseau concid im Sinne des Art. 32o dar

stellten. v. Nostitz-Wallwitz
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